Hamburger Mustergliederung zur Berichterstattung von Berufsbetreuern gegenüber dem Vormundschaftsgericht

Empfehlungen der Landesarbeitsgemeinschaft Betreuungsgesetz Hamburg 

vom 28. August 2008
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I. Sprachempfehlungen
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I. Sprachempfehlungen

· bitte auf Lesbarkeit achten (kein Ankreuzbericht, Fließtext, nicht überinformativ, keine Wiederholungen)

· kurze, knappe Sätze (keine Schachtelsätze) 
· treffende Hauptworte, keine Floskeln 

· Aussagen und Bewertungen voneinander trennen 

· wertschätzend

II. Grundsätze zur Gliederung der Berichterstattung

1. Name 

2. Adresse

3. Geschäftszeichen

4. Berichtszeitraum

5. Zur Person 

· Eckdaten (Alter, Aufenthaltsort, familiäre Situation, etc.) 

· Ressourcen des Betreuten 

· Alltagssituation

· Befindlichkeit des Betreuten/wie geht es der betreuten Person? 

· Wünsche und Wohl des Betreuten 

· Über die Aufgabenkreise hinausgehende Informationen, die zur Beurteilung der Betreuung wichtig sind 

6. Kontaktgestaltung – Reflexion der Beziehung

· Beteiligung des Betreuten an Entscheidungen 

· Wie stehen Betreuer und Betreute im Kontakt? Wie wird die Beziehung auf beiden Seiten gestaltet? 

· Häufigkeit/Intervalle: Wie oft wird der Klient besucht? 

7. Zum Aufgabenkreis

Ggf. Aufgreifen der Handlungsempfehlungen des Gerichts, der Empfehlungen aus dem Bericht der Betreuungsstelle, der Gutachten und der Stellungnahmen der Verfahrenspfleger. 

· Gesundheitssorge

· Änderung in der Behandlung 

· Ärztliche Behandlung ja/nein. 

· Therapien ja/nein

· Aufenthaltsbestimmung

· Geschlossene Unterbringung 

· Wohnortwechsel (bspw. Heimwechsel) 

· Vertretung gegenüber Behörden und Sozialversicherungsträgern

· welche Leistungen werden bezogen

· Vertretung gegenüber Pflegedienst und Pflege- bzw. Behinderteneinrichtungen

· Daten zur pflegenden Person/Institution 

· Pflegestufe 

· Vermögenssorge 

· Zu- und Abnahme des Vermögens/Gründe  

· Alleinverfügungsrecht des Betreuten über seine Konten 

· Kontrolle des Bargeldkontos ja/nein und Ergebnis  

· andere

8. Ausblick 

9. Bewertung der Betreuung

· Begründung der Betreuungsbedürftigkeit 

· Übertragung auf einen ehrenamtlichen Betreuer: möglich ja/nein

· Veränderung des Aufgabenkreises 

Empfehlung der Hamburger Betreuungsstellen zu den fachlichen Grundsätzen einer Berichterstattung

Die Berichterstattung soll

1. nachvollziehbar und hinsichtlich seiner Schlussfolgerungen überzeugend sein.

2. vollständig sein.

3. dem Informationsbedarf des Gerichts entsprechen.

4. fachlich verlässlich sein.

5. aus sich heraus verständlich sein.

6. Fakten und deren Bewertung unterscheidbar machen.

7. reflektiert sein.

8. in ihrer Ausdrucksweise wertschätzend gegenüber der/den Personen sein.

· Die Berichterstattung muss nachvollziehbar und hinsichtlich seiner Schlussfolgerungen überzeugend sein.

Das Gericht, das die Verantwortung für die rechtliche Betreuung  trägt, muss die Ausführungen der Berichterstattung kritisch aufnehmen, auf ihre Schlüssigkeit prüfen und zu seinen eigenen Erfahrungen in Beziehung setzen.

Komplizierte Sachverhalte oder Zusammenhänge müssen verständlich gemacht werden. Fachausdrücke sollten ggf. erläutert werden, da auch Betroffene oder andere Verfahrensbeteiligte den Bericht lesen.
· Die Berichterstattung muss vollständig sein und dem Informationsbedarf des Gerichts entsprechen.

Sachverhalte, die für der Berichterstattung bedeutsam sind, müssen abgeklärt sein. Es darf nicht etwas Wichtiges übersehen oder vergessen oder eine für das Gericht wichtige Feststellung verschwiegen werden. 

Die Berichterstattung muss sich hinsichtlich Umfang, Inhalt und Darstellungsweise an den Informationsbedürfnissen des  Gerichts ausrichten. Nach Maßgabe der vom Gericht gestellten Fragen, muss die Berichterstattung auf das  Wesentliche fokussiert sein.  

· Die Berichterstattung muss fachlich verlässlich sein.

Die Berichterstattung erfolgt aus der besonderen Erfahrung und fachlichen Kompetenz des Berichterstatters, wichtige Sachverhalte wahrzunehmen und Zusammenhänge zu interpretieren. Das Gericht muss sich darauf verlassen können, das der Berichterstatter die notwendigen Standards seines Faches beherrscht und anwendet.

· Die Berichterstattung muss aus sich heraus verständlich sein.

Für die Verfahrensbeteiligten muss der Bericht aus sich heraus kritisch lesbar sein. Bei Verweisungen sind die Quellen anzugeben.

· Die Berichterstattung muss Fakten und deren Bewertung unterscheidbar machen.

Die Darstellung, was gesehen und gehört wurde und mögliche Folgerungen daraus müssen getrennt werden.

· Die Berichterstattung muss reflektiert sein.

Der Berichterstatter muss seine (emotionalen) Reaktionen reflektieren und sich mit ihren auseinandersetzen können.

· Die Berichterstattung muss in ihrer Ausdrucksweise wertschätzend gegenüber der/den Personen sein.

Die Ehre und die Privatsphäre der Personen, über die berichtet wird, darf nicht beschädigt werden.
� Die Empfehlungen wurden unter Mitwirkung von Expertinnen und Experten aus der Betreuungsarbeit erarbeitet: Petra Bäurle, Moderatorin, Norbert Binsau, Rechtspfleger, Frauke Feldt-Glenz, Berufsbetreuerin und Landessprecherin BdB, Anke Gößling-Brunken, Berufsbetreuerin, Frank Gruhdmann, Vereinsbetreuer, Holger Kersten, Betreuungsbehörde, Sabine Kohpeiß, Vereinsbetreuerin, Frank Langkau, Rechtspfleger, Hermann Middendorf, Vereinsbetreuer, Beate Nehring-Reimer, Rechtsanwältin, Iris Peymann, Berufsbetreuerin und Landessprecherin BdB, Sigrid Pomplun, Rechtspflegerin, Johanna von Renner, Betreuungsbehörde, Michael Schöttler, Berufsbetreuer, Ulrike Thielke, Rechtspflegerin


� Zusammengestellt und ergänzt unter Verwendung von: W. Crefeld, H.-J. Schimke:  Die Beratung des Gerichts in Betreuungssachen, 1996 








